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Bebauungsplan "Ökohof Gehrweiler"  

in der Gemeinde Gehrweiler 
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1. Allgemeines zum Verfahren 
 
Die Gemeinde Gehrweiler möchte im Außenbereich die Errichtung eines Ökohofes ermög-
lichen und möchte durch die Aufstellung eines entsprechenden Bebauungsplanes dieses 
Projekt unterstützen. 
 
Am 27.10.2016 wurde im Gemeinderat das Projekt vorgestellt und die Aufstellung des Be-
bauungsplanes beschlossen. Gleichzeitig wurde der Vorentwurf des Bebauungsplanes 
angenommen. Von März bis April 2017 erfolgte die frühzeitige Behörden- und Öffentlich-
keitsbeteiligung. Am 04.04.2018 wurde der Entwurf des Bebauungsplanes im Gemeinderat 
vorgestellt und die Durchführung des Beteiligungsverfahrens gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und 
§ 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. Vom 22.06.2018 bis 23.07.2018 wurde die Öffentlichkeits-
beteiligung durchgeführt. Im gleichen Zeitraum wurden die Behörden und Träger öffentli-
cher Belange mit der Bitte angeschrieben, eine Stellungnahme zum Entwurf des Bebau-
ungsplanes abzugeben. Dabei hatten sowohl die Öffentlichkeit als auch die Behörden und 
die sonstigen Träger öffentlicher Belange genügend Zeit, sich über den Entwurf des Be-
bauungsplanes zu informieren und entsprechende Anregungen und Hinweise vorzutragen.  
 
Anschließend ist der Rücklauf der Stellungnahmen sowie deren Abwägung bzw. Berück-
sichtigung und Beachtung in der weiteren Planung dargestellt. 
 

Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

1.  Verbandsgemeindeverwaltung Rockenhau-
sen 
Amt für öffentliche Sicherheit 
Bezirksamtsstraße 7 
67806 Rockenhausen 

26.06.2018 keine 

2.  Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion 
Außenstelle Schulaufsicht 
Friedrich-Ebert-Straße 14 
67433 Neustadt 

02.07.2018 keine 

3.  Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
Verwaltungsaufgaben 
Morlauterer Straße 21 
67657 Kaiserslautern 

22.06.2018 Fehlanzeige 

4.  Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien 
Region Mitte 
Camberger Straße 10 
60327 Frankfurt am Main 

23.07.2018 keine 

5.  Deutsche Telekom Technik GmbH 
NL Südwest 
PTI 11 
Pirmasenser Straße 65 
67655 Kaiserslautern 

18.07.2018 Hinweise 

6.  Deutscher Wetterdienst 
Abteilung Finanzen und Service 
Frankfurter Straße 135 
63067 Offenbach 

17.07.2018 keine 
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Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

7.  Dienstleistungszentrum Ländlicher Raum 
Westpfalz 
Fischerstraße 12 
67655 Kaiserslautern 

05.07.2018 keine 

8.  Fernleitungs-Betriebsgesellschaft GmbH 
Hohlstraße 12 
55743 Idar-Oberstein 

02.07.2018 keine 

9.  Forstamt Donnersberg 
Dr.-Carl-Glaser-Straße 2 
67292 Kirchheimbolanden 

03.07.2018 keine 

10.  Generaldirektion Kulturelles Erbe 
Rheinland-Pfalz 
Direktion Landesarchäologie 
Außenstelle Speyer 
Kleine Pfaffengasse 10 
67346 Speyer 

28.06.2018 Hinweise 

11.  Vodafone GmbH/Vodafone Kabel Deutsch-
land GmbH 
Ingersheimer Straße 20 
70499 Stuttgart 

17.07.2018 keine 

12.  Kreisverwaltung Donnersbergkreis 
Gesundheitsamt 
Uhlandstraße 2 
67292 Kirchheimbolanden 

18.07.2018 Hinweise 

13.  Kreisverwaltung Donnersbergkreis 
Untere Landesplanungsbehörde 
Uhlandstraße 2 
67292 Kirchheimbolanden 

10.07.2018 Hinweise 

14.  Kreisverwaltung Donnersbergkreis 
Wasserwirtschaft, Immissionsschutz, Voll-
zugs- und Ordnungsbehörde 
Uhlandstraße 2 
67292 Kirchheimbolanden 

25.07.2018 Hinweise 

15.  Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-
Pfalz 
Landesdenkmalpflege 
Geschäftsstelle Praktische Denkmalpflege 
Schillerstraße 44 - Erthaler Hof 
55116 Mainz 

17.07.2018 keine 

16.  Landesamt für Geologie und Bergbau 
Emy-Roeder-Straße 5 
55129 Mainz 

20.07.2018 keine 

17.  Landesbetrieb Mobilität Worms 
Schönauer Straße 5 
67547 Worms 

09.08.2018 Hinweise 

18.  Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
Röchlingstraße 1 
67663 Kaiserslautern 

03.08.2018 keine 
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Nr. Träger öffentlicher Belange, Behörden Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

19.  Landesbetrieb Mobilität Kaiserslautern 
Morlauterer Straße 20 
67657 Kaiserslautern 

20.07.2018 keine 

20.  Pfalzgas GmbH 
Wormser Straße 123 
67277 Frankenthal 

13.07.2018 keine 

21.  Pfalzwerke Netz AG 
NB - Netzbau 
Kurfürstenstraße 29 
67061 Ludwigshafen 

25.07.2018 Hinweise 

22.  Planungsgemeinschaft Westpfalz 
Bahnhofstraße 1 
67655 Kaiserslautern 

11.07.2018 keine 

23.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord 
Regionalstelle Gewerbeaufsicht 
Hauptstraße 238 
55743 Idar-Oberstein 

20.07.2018 keine 

24.  Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 
Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirt-
schaft, Bodenschutz 
Fischerstraße 12 
67655 Kaiserslautern 

18.07.2018 Hinweise 

25.  Verbandsgemeindewerke Rockenhausen 
Kaiserslauterer Straße 10a 
67806 Rockenhausen 

21.06.2018 keine 

26.  Verkehrsverbund Rhein-Neckar GmbH 
Abteilung Planung und Angebot 
B1 3-5 
68159 Mannheim 

22.06.2018 keine 

27.  Landes-Aktions-Gemeinschaft 
Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz e. V. 
Kirchenstraße 13 
67823 Obermoschel 

09.07.2018 keine 

28.  Landesjagdverband Rheinland-Pfalz e. V. 
Fasanerie 1 
55457 Gensingen 

29.06.2018 keine 

29.  Landesverband Rheinland-Pfalz des 
Deutschen Wanderverbandes 
Fröbelstraße 24 
67433 Neustadt  

10.07.2018 keine 

30.  Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
Landesverband Rheinland-Pfalz e. V. 
Kirchenstraße 13 
67823 Obermoschel 

16.07.2018 keine 

31.  Verbandsgemeindeverwaltung  
Otterbach-Otterberg 
Hauptstraße 27 
67697 Otterberg 
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Nr. Öffentlichkeitsbeteiligung Eingang am Anregungen und  
Hinweise 

1.  Ehepaar aus Gehrweiler 23.07.2018 Bedenken 

2.  Herr Egon W. 
67724 Gehrweiler 

23.07.2018 Bedenken 

 
Hinweis: 
Nachfolgend sind alle Stellungnahmen dieser Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung, die 
abgegeben wurden, aufgeführt. Diese wurden zum größten Teil in der Originalfassung ab-
gedruckt und teilweise zur besseren Lesbarkeit neu zugeschnitten. Teilweise werden die 
Sachdarstellungen der Stellungnahmen jedoch in Kurzform dargestellt. Die personenbezo-
genen Daten aus der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden aus Datenschutzgründen unkennt-
lich gemacht. Die Originalstellungnahmen können bei der Verbandsgemeindeverwaltung 
Rockenhausen eingesehen werden.  
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2. Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
2.1 Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung Rockenhausen, Amt für öf-

fentliche Sicherheit, Rockenhausen vom 26.06.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass keine Gründe bekannt seien, die gegen eine Aufstellung des Bebau-
ungsplanes sprechen. Es wird auf gegebenenfalls verkehrsrechtliche Sicherungsmaßnah-
men, Beschilderungen etc. hingewiesen, die gegebenenfalls bei der Erschließung erforder-
lich werden. Es wird um Kontaktaufnahme gebeten. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.2 Stellungnahme der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Außenstelle 

Schulaufsicht, Neustadt vom 02.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass die Belange der Schulaufsicht nicht betroffen sind und deshalb keine 

Einwände vorgetragen werden. 

 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.3 Stellungnahme der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben, Verwaltungsaufga-

ben, Kaiserslautern vom 22.06.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird auf die Zuständigkeit der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben in Düsseldorf hin-
gewiesen.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.4 Stellungnahme der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Frank-

furt vom 23.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass die Belange der Deutschen Bahn AG und ihrer Konzernunternehmen 
nicht berührt seien. 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.5 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH, NL Südwest, PTI 11, 

Kaiserslautern vom 18.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird auf Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom im Planbereich hingewie-
sen, die in einem beigefügten Plan zu entnehmen sind. Es wird darauf hingewiesen, dass 
bei der Bauausführung darauf zu achten ist, dass die Telekommunikationslinien nicht be-
schädigt werden und zukünftig ein ungehinderter Zugang zu den Telekommunikationslinien 
jederzeit möglich ist. Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschächten sowie oberir-
dische Gehäuse müssen freigehalten werden, damit sie gefahrlos geöffnet bzw. mit Kabel-
ziehfahrzeugen angefahren werden können. Bei Konkretisierung der Planung wird um Ein-
weisung seitens der zentralen Planauskunft Südwest, Neustadt, gebeten. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Es erfolgt ein allgemeiner Hinweis in den Unterlagen. Die bestehenden 
Leitungen sind in der weiteren Erschließungsplanung zu berücksichtigen. Eine Abwägung 
ist nicht erforderlich.  
 
 
2.6 Stellungnahme des Deutschen Wetterdienstes, Offenbach vom 17.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass nach Prüfung seitens des Deutschen Wetterdienstes keine Einwände 
gegen die Planung bestehen. Auch sind keine Standorte des Deutschen Wetterdienstes 
beeinträchtigt oder betroffen. Es wird allgemein nochmals auf das Schutzgut Klima hinge-
wiesen, das in der Planung zu berücksichtigen ist. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Das Schutzgut Klima ist in den Bebauungsplanunterlagen bereits ausrei-
chend behandelt. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.7 Stellungnahme des Dienstleistungszentrums Ländlicher Raum Westpfalz, Kai-

serslautern vom 05.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass keine Bedenken bestehen. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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2.8 Stellungnahme der Fernleitungs-Betriebsgesellschaft mbH, Idar-Oberstein vom 
02.07.2018 

 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass die in Zuständigkeit der Fernleitungs-Betriebsgesellschaft befindlichen 
Produktenfernleitungen der NATO und der Bundeswehr vom Vorhaben nicht betroffen sei-
en.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.9 Stellungnahme des Forstamtes Donnersberg, Kirchheimbolanden vom 

03.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass aus forstlicher Sicht keine Bedenken bestehen, da keine Waldflächen 
betroffen sind.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.10 Stellungnahme der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direkti-

on Landesarchäologie, Außenstelle Speyer vom 28.06.2018 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die allgemeinen Hinweise und die aufgeführten Punkte werden redaktionell in den Unterla-
gen aktualisiert, die Hinweise zu den Kleindenkmälern ergänzt. Die sonstigen Hinweise 
sind bereits ausreichend in den Unterlagen dargestellt.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.11 Stellungnahme der Vodafone GmbH/Vodafone Kabel Deutschland GmbH, 

Stuttgart vom 17.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass gegen die geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend gemacht 
werden. Im Planbereich befinden sich keine Telekommunikationsanlagen der Vodafone 
GmbH/Vodafone Kabel Deutschland GmbH. Auch sei keine Neuverlegung geplant. 
 
Über eine Ausbauentscheidung wird nach Wirtschaftlichkeitskriterien eine entsprechende 
Entscheidung getroffen. 
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Prüfung und Abwägung 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich. 
 
 
2.12 Stellungnahme der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Gesundheitsamt, 

Kirchheimbolanden vom 18.07.2018 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Abwasserkonzept und zur Trinkwasserversorgung werden zur Kenntnis 
genommen. Wie in den Unterlagen ausführlich dargestellt, ist sowohl die Abwasserablei-
tung als auch die Trinkwasserversorgung durch entsprechende Netzanbindungen sicher-
gestellt. Die hier angesprochenen alternativen Abwasserentsorgungsanlagen und die Ei-
gentrinkwasserversorgung sind nicht Inhalt der Bauleitplanung und sind in weiteren Er-
schließungs- und Genehmigungsplanungen zu berücksichtigen und mit dem Gesundheits-
amt als auch mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen. Detaillierte technische Ausfüh-
rungen sind im Rahmen der Bauleitplanung nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.13 Stellungnahme der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Untere Landespla-

nungsbehörde, Kirchheimbolanden vom 18.07.2018 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung:  
 
Der Hinweis, dass seitens der Unteren Landesplanungsbehörde dem Bebauungsplan zu-
gestimmt wird, wenn folgende Bedingungen eingehalten werden, wird zur Kenntnis ge-
nommen. Der Standort für ein Windrad wird zur Schonung des Landschaftsbildes, wie vor-
geschlagen, auf die Baufenster des SOLuF 2 beschränkt.  
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Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis zur Linksabbiegespur im Zusammenhang mit der geplanten Nutzung für Gast-
ronomie und Beherbergungsgewerbe werden zur Kenntnis genommen. Eine bauplanungs-
rechtliche Festsetzung mit der Verknüpfung der Nutzung mit dem Bau einer Linksabbiege-
spur ist rechtlich nicht möglich. Vorbereitend zur Baugenehmigung wurde in einem Vertrag 
zwischen Vorhabenträger und Gemeinde diese Regelung vereinbart. Der Hinweis in der 
Begründung verbleibt zur Klarstellung. Der Vertrag wird den Unterlagen noch beigefügt. 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Flächennutzungsplan werden zur Kenntnis genommen. Die hier vorge-
schlagene Vorgehensweise wurde mittlerweile umgesetzt. Die entsprechenden Beschlüsse 
wurden gefasst. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der städtebauliche Vertrag wird den Genehmigungsunterlagen beigefügt.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die zusätzlichen Wohnflächen werden im Raum+Monitor entsprechend ergänzt. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Textlichen Festsetzungen und Verfahrensvermerke werden auf der Genehmigungsfas-
sung der Planurkunde ergänzt. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Rechtsgrundlagen auf der Planurkunde werden nach dem Satzungsbeschluss aktuali-
siert. 
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Löschteich wird in der Legende ergänzt. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in den Unterlagen ergänzt, dass dieser Weg 
nur für landwirtschaftlichen Verkehr zugelassen ist.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Trink- und Löschwasserversorgung sowie die Abwasserentsorgung wurden inzwischen 
mit den Behörden abgestimmt. Details bedürfen einer weiteren Abstimmung im Rahmen 
der technischen Erschließungs- und Genehmigungsplanung. Da es sowohl für die Abwas-
serentsorgung als auch für die Trinkwasserversorgung eine entsprechende alternative Er-
schließung über das öffentliche Versorgungsnetz gibt, die auch in den Unterlagen darge-
stellt ist, sind weitere Abstimmungen für den Bebauungsplan nicht erforderlich. 
 
Sachbericht: 
 

 
 



15 
 
D:\ProjekteTexte\2012042\06_Beschluss\20180827_BESC_001_JO_ÖBB_BP Aug18.docx 

Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Die Hinweise werden redaktionell korrigiert. Es wird ein Bereich festgelegt, 
in dem Windenergieanlagen errichtet werden dürfen.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise der Direktion Landesarchäologie werden aktualisiert. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Schutzstreifen sowie der Stromversorgungsmast werden in den Unterlagen noch re-
daktionell ergänzt. 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis zu JGSF-Anlagen (Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle, Sila-
gesickersaft, Festmist und Silage) wird in den Unterlagen nachrichtlich ergänzt und bei der 
nachfolgenden Erschließungsplanung beachtet.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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2.14 Stellungnahme der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, Wasserwirtschaft, Im-
missionsschutz, Vollzugs- und Ordnungsbehörde, Kirchheimbolanden vom 
03.07.2018 

 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Die Maßnahmen werden im weiteren Verfahren mit der Unteren Wasser-
behörde abgestimmt. Es erfolgt ein allgemeiner Hinweis in den Unterlagen. 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Da das anfallende Oberflächenwasser über die belebte Bodenzone innerhalb des Plange-
bietes abgeleitet und zur Versickerung gebracht wird und keine Einleitung in den Höringer-
bach erfolgt, sind weitere Anträge hierzu nicht erforderlich. Die Außengebietsentwässerung 
ist hinfällig, da sich das Plangebiet auf einer Kuppenlage befindet und kein Außengebiets-
wasser im Plangebiet bewirtschaftet werden müsste. Dies ist mit der SGD Süd, Regional-
stelle Kaiserslautern, abgestimmt. 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die detaillierte Abstimmung hinsichtlich der Abwasserentsorgung und der Schmutzwasser-
reinigung werden zur Kenntnis genommen. Das Abwasserkonzept ist inzwischen mit der 
Unteren Wasserbehörde abgestimmt. Details sind jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplan-
verfahrens. Der Bebauungsplan sieht jedoch ausreichend Flächen vor, um Abwasserent-
sorgungsanlagen errichten zu können. Die Abwasserentsorgung kann jedoch auch alterna-
tiv über eine herkömmliche Schmutzwasserleitung zur Kläranlage Höringen erfolgen. Das 
ist in den Unterlagen bereits ausreichend dargestellt. Ein Kostenvergleich zur Abwasser-
entsorgung kann in der Erschließungs- und Genehmigungsplanung aufgestellt werden, ist 
jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanes. Mit den Verbandsgemeindewerken wird noch 
eine entsprechende verträgliche Regelung mit dem Vorhabenträger erfolgen. 
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zur Trinkwasserversorgung werden zur Kenntnis genommen. Es ist als zu-
sätzliche Option in den Bebauungsplanunterlagen dargestellt. Eine Trinkwasserversorgung 
über die öffentliche Trinkwasserversorgung wird jedoch durch den Bau einer zusätzlichen 
Leitung sichergestellt. Ob ein Brunnen überhaupt möglich ist, ist in der weiteren Erschlie-
ßungsplanung zu untersuchen. Die erforderlichen Genehmigungen werden dann entspre-
chend rechtzeitig eingeholt. Dies ist jedoch nicht Inhalt des Bebauungplanes. 
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Radonpotenzial im Boden wurden in den Unterlagen ausreichend dar-
gestellt. Es bleibt den Bauherren hier selbst überlassen, Untersuchungen vorzunehmen 
oder technische Maßnahmen zu ergreifen, um das Eindringen von Radon zu verhindern.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Der Hinweis zu Windradanlagen und Karbonisierungsanlage, dass hier keine BImSch-
rechtliche Genehmigungspflicht besteht, wird zur Kenntnis genommen. Die entsprechen-
den baurechtlichen Genehmigungen werden rechtzeitig eingereicht.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.15 Stellungnahme der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Landesdenkmalpflege, 

Geschäftsstelle Praktische Denkmalpflege, Mainz vom 17.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass aus Sicht der Direktion Landesdenkmalpflege keine denkmalpflegeri-
schen Belange betroffen seien.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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2.16 Stellungnahme des Landesamtes für Geologie und Bergbau, Mainz vom 
20.07.2018 

 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme.  
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme.  
 
Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.17 Stellungnahme des Landesbetriebes Mobilität Worms vom 09.08.2018 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zur Stellungnahme vom 21.03.2017 wurden in den Unterlagen bereits über-
nommen. Die Planung einer Linksabbiegespur wurde im Bebauungsplan dargestellt. Die 
unterschriebene Vereinbarung für das Vorhaben, was mit der Ortsgemeinde Gehrweiler zu 
unterschreiben ist, wird vor der Erschließung vorgelegt, ist jedoch nicht Inhalt des Bebau-
ungsplanverfahrens.  
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Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.18 Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Kaiserslautern 

vom 03.08.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es werden keine grundsätzlichen Bedenken vorgetragen. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.19 Stellungnahme des Landesbetriebes Liegenschafts- und Baubetreuung, Kai-

serslautern vom 20.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es werden keine Einwendungen oder Anregungen vorgetragen. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.20 Stellungnahme der Pfalzgas GmbH, Frankenthal vom 13.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass keine Gasversorgungsleitungen im Plangebiet liegen.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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2.21 Stellungnahme der Pfalzwerke Netz AG, NB - Netzbau, Ludwigshafen vom 
25.07.2018 

 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zu den bestehenden Leitungen werden nachrichtlich redaktionell ergänzt. Sie 
betreffen im Wesentlichen die Leitungen im Bereich der externen Ausgleichsflächen. Die 
Ergänzungen zu den Textlichen Festsetzungen werden ebenfalls, wie vorgeschlagen, re-
daktionell ergänzt und übernommen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.22 Stellungnahme der Planungsgemeinschaft Westpfalz. Kaiserslautern vom 

11.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es werden keine Bedenken vorgetragen. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.23 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle 

Gewerbeaufsicht, Idar-Oberstein vom 20.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass aus Sicht des Immissionsschutzes keine Anregungen oder Bedenken 
vorgetragen werden. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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2.24 Stellungnahme der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle 
Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz, Kaiserslautern vom 
18.07.2018 

 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Dass eine breitflächige Versickerung des nicht behandlungsbedürftigen 
Niederschlagswassers mit leichter Geländemodellierung erlaubnisfrei erfolgen kann, wird 
zur Kenntnis genommen. Dies ist im Regenwasserbewirtschaftungskonzept bereits berück-
sichtigt.  
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Die Ausgleichsmaßnahme wird mit dem Gewässerunterhaltungspflichti-
gen, der Verbandsgemeinde Rockenhausen, im Rahmen der weiteren Erschließungspla-
nung bzw. bei der Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen abgestimmt.  
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Das Konzept zur Beseitigung des Schmutzwassers des Hofes wird mit 
den Fachbehörden intensiv abgestimmt. Grundsätzlich ist jedoch die Erschließung des 
Plangebietes gesichert. Weitere Details werden in der nachfolgenden Erschließungspla-
nung sowie im Einleitantrag detailliert mit den Behörden abgestimmt. Für die erforderlichen 
Abwasserreinigungsanlagen werden ausreichend Flächen im Bebauungsplan reserviert.  
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Die allgemeinen Bestimmungen gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz sind zu 
beachten, sind jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanes. Der Umweltbericht wird redaktio-
nell angepasst. 
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Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
2.25 Stellungnahme der Verbandsgemeindewerke Rockenhausen vom 21.06.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass aus Sicht der Ver- und Entsorgung keine Bedenken bestehen.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.26 Stellungnahme des Verkehrsverbundes Rhein-Neckar GmbH, Mannheim vom 

22.06.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass grundsätzlich keine Einwendungen gegen die Maßnahme bestehen. 
Sollte eine zusätzliche Anbindung an den ÖPNV angedacht sein, wird um Abstimmung 
gebeten. Sollten neue Haltestellen errichtet werden, wird darum gebeten, den § 8 Abs. 3 
Personenbeförderungsgesetz (barrierefreies Bauen) mit einfließen zu lassen.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Bushaltestelle ist nicht geplant und ist auch nicht Inhalt der Bauleit-
planung. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.27 Stellungnahme der Landes-Aktions-Gemeinschaft Natur und Umwelt Rhein-

land-Pfalz e. V., Obermoschel vom 09.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass keine Einwände oder Anregungen vorgetragen werden.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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2.28 Stellungnahme des Landesjagdverbandes Rheinland-Pfalz e. V., Gensingen 
vom 29.06.2018 

 

Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass gegen die Maßnahme seitens des Landesjagdverbandes Rheinland-
Pfalz keine grundlegenden Bedenken bestehen. Das Konzept des Ökohofes mit regionaler 
Fleischvermarktung und touristisch-gastronomischem Angebot wird begrüßt. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.29 Stellungnahme des Landesverbandes Rheinland-Pfalz des Deutschen Wander-

verbandes, Neustadt vom 10.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass keine Bedenken bestehen und der Bebauungsplan begrüßt wird.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.30 Stellungnahme der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband 

Rheinland-Pfalz, Obermoschel vom 16.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Seitens der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald werden keine Einwände gegen die vorge-
legte Planung eingelegt.  
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
 
 
2.31 Stellungnahme der Verbandsgemeindeverwaltung Otterbach-Otterberg vom 

12.07.2018 
 
Sachbericht: 
 
Es wird erklärt, dass seitens der Verbandsgemeinde und im Auftrag der Ortsgemeinde Hei-
ligenmoschel keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht werden. 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Kenntnisnahme. Eine Abwägung ist nicht erforderlich.  
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3. Stellungnahmen aus der Öffentlichkeitsbeteiligung 
 
3.1 Stellungnahme eines Ehepaares aus Gehrweiler vom 22.07.2018 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise und Bedenken zur Verkehrsführung werden zur Kenntnis genommen. Wie 
bereits im Bebauungsplan dargestellt, soll dieser landwirtschaftliche Weg zur Ortslage 
Gehrweiler lediglich für die landwirtschaftliche Nutzung ermöglicht werden. Dies wurde 
auch in einem städtebaulichen Vertrag zwischen dem Vorhabenträger und der Gemeinde 
Gehrweiler festgelegt. Die ausschließliche landwirtschaftliche Nutzung dieses Weges wird 
im Bebauungsplan nochmals vermerkt. Sollte das Angebot mit einem touristischen Angebot 
ausgebaut werden und ein Verkaufsladen errichtet werden, zu dem Publikumsverkehr den 
Ökohof anfährt, werden diese, da es sich hierbei um keine landwirtschaftliche Nutzung 
mehr handelt, der landwirtschaftliche Weg nicht zur Verfügung steht und die alternative 
Anfahrt von der Kläranlage Höringen her ist entsprechend auszubauen. Die hier vorgetra-
genen Bedenken werden deshalb zurückgewiesen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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3.2 Stellungnahme eines Anwohners aus Gehrweiler vom 23.07.2018 
 
Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Landschaftsbild werden zur Kenntnis genommen. Um das Landschafts-
bild zu schonen, wurde seitens der zuständigen Fachbehörde ein Ortstermin vereinbart, in 
dem das geplante Vorhaben vor Ort begutachtet wurde. Es wurden deshalb verschiedene 
Maßnahmen zur Eingrünung des Ökohofes (z. B. randliche Baumanpflanzungen) auch im 
Bebauungsplan festgesetzt. Damit soll der Eingriff in das Landschaftsbild minimiert werden. 
Die Bedenken werden deshalb zurückgewiesen. 
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die alternative verkehrliche Anbindung zur Ortslage Gehrweiler ist, wie bereits jetzt nur für 
eine landwirtschaftliche Nutzung möglich. Darauf wird im Bebauungsplan ergänzend durch 
einen zusätzlichen Planeintrag hingewiesen. Die andere Zuwegung zur Landesstraße 
(L 387)/Kläranlage Höringen wird ebenfalls genutzt. Sollte die Nutzung außer einer reinen 
landwirtschaftlichen Nutzung durch Fremdenverkehrsfunktion und für einen Verkaufsladen 
erweitert werden und es zu Besucherverkehr kommen, kann der landwirtschaftliche Weg 
zur Ortsgemeinde Gehrweiler nicht mehr genutzt werden. Dieser ist bislang ohnehin nur für 
landwirtschaftliche Nutzung freigegeben. Der alternative Weg zur Kläranlage Höringen ist 
entsprechend auszubauen, um den zusätzlichen Besucherverkehr zu gewährleisten. Das 
wurde in einem städtebaulichen Vertrag mit der Gemeinde Gehrweiler festgelegt, sodass 
es zu keinen Beeinträchtigungen kommen wird. Die Bedenken werden deshalb zurückge-
wiesen.  
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Die Bedenken zum Baustellenverkehr werden ebenfalls zur Kenntnis genommen. Der Bau-
stellenverkehr kann aufgrund der Enge innerhalb der Ortslage Gehrweiler nicht über die 
Ortslage erfolgen und wird über die alternative Anbindung sichergestellt, sodass auch hier 
keine Beeinträchtigungen in der Ortsgemeinde Gehrweiler zu befürchten sind. Der städte-
bauliche Vertrag wird in den Genehmigungsunterlagen noch dazu gelegt, entspricht aber 
inhaltlich den Darstellungen in den Bebauungsplanunterlagen.  
 
Sachbericht: 
 

 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um ein privilegiertes Vorhaben nach § 35 BauGB. Es 
soll ein landwirtschaftlicher Aussiedlerhof errichtet werden. Der Privilegierungstatbestand 
liegt vor. Allerdings wurde bislang für das Vorhaben die Anerkennung der Privilegierung bei 
der Landwirtschaftskammer nicht weiterverfolgt. Seitens der Unteren Landesplanungsbe-
hörde wurde deshalb die Aufstellung eines Bebauungsplanes gefordert, um in einem trans-
parenten Beteiligungsverfahren alle Behörden und die Öffentlichkeit über das Vorhaben zu 
informieren und eine Möglichkeit zur Äußerung zu geben. Die Darstellung in der Begrün-
dung wird diesbezüglich präzisiert.  
 
Der Hinweis zur Stellungnahme der Landwirtschaftskammer wird ebenfalls zur Kenntnis 
genommen und die damaligen Bedenken der Landwirtschaftskammer ausgeräumt. In der 
Stellungnahme zum Entwurf des Bebauungsplanes wurden keine grundsätzlichen Beden-
ken gegen das Vorhaben mehr vorgetragen.  
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Sachbericht: 
 

 
 
Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum Raumordnungsplan werden zur Kenntnis genommen, die Ausführungen 
zum touristischen Angebot als Deckmäntelchen jedoch zurückgewiesen. Die Planung sieht 
nach wie vor ein touristisches Angebot vor. Derzeit ist allerdings noch nicht klar, wann die-
ses touristische Angebot geschaffen werden soll. Deshalb sieht der Bebauungsplan als 
Angebotsplanung diese Angebote zusätzlich vor. Allerdings ist auch die landwirtschaftliche 
Nutzung als privilegiertes Vorhaben im Außenbereich allgemein zulässig. Ein Widerspruch 
zu den Zielen des Regionalen Raumordnungsplanes ist nicht zu erkennen. In der Stellung-
nahme zur Offenlage wurden seitens der Planungsgemeinschaft Westpfalz keine Beden-
ken gegen das Vorhaben vorgetragen.  
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Hinweise zum städtebaulichen Vertrag werden zur Kenntnis genommen. Bei der Dar-
stellung der Verkaufsfläche handelt es sich um eine Präzisierung und wird deshalb beibe-
halten. Im städtebaulichen Vertrag steht bis maximal 200 m². Deshalb kann die Verkaufs-
fläche geringer festgesetzt werden.  
 
Die Windenergieanlagen bis 25 m sind genehmigungsfrei und als privilegierte Anlagen im 
Außenbereich zulässig. Der Bebauungsplan gibt jedoch eine geringere Höhe vor, um den 
Eingriff in das Landschaftsbild zu minimieren. Eine Addition beider Höhen ist nicht zulässig. 
 
Eine Wohnfläche von maximal 500 m² ist für Betriebsinhaber sowie Angestellte für die an-
gestrebte Nutzung erforderlich, der landwirtschaftlichen Nutzung jedoch immer noch unter-
geordnet. 
 
Bei der Windkraftanlage handelt es sich um eine kleine Anlage, die sich nur unwesentlich 
auf das Landschaftsbild auswirken und die zur Energieerzeugung auf den landwirtschaftli-
chen Hof genutzt werden sollen, um neben Photovoltaikanlagen eine weitere Alternative für 
die Energieerzeugung haben zu können. Damit soll auch ein Beitrag zum Klimaschutz ge-
leistet werden und somit der ökologische Charakter des geplanten landwirtschaftlichen 
Anwesens unterstrichen werden.  
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Bedenken werden zurückgewiesen. Der Gemeinderat möchte das Vorhaben unterstüt-
zen und hat mit einer freien Willensentscheidung einstimmig die Planung angenommen. 
Die Gemeinde sieht durch das Vorhaben auch Vorteile für das Landschaftsbild, da der In-
vestor, wie bereits die bestehenden landwirtschaftlichen Anlagen beweisen, die Freianla-
gen pflegt und das Anwesen als attraktiv zu beschreiben ist. Durch den Vorhabenträger 
werden bereits jetzt schon Pflegemaßnahmen im Außenbereich vorgenommen, was somit 
zur Offenhaltung der Landschaft beiträgt, die ansonsten sich im Laufe der Zeit zu einer 
Hecken- und Waldlandschaft verändern würde, was seitens der Gemeinde Gehrweiler nicht 
gewünscht ist. Die Zweifel zur Suche nach geeigneten Alternativen werden ebenfalls zu-
rückgewiesen. Im Vorfeld wurden durch den Vorhabenträger mehrere Flächen in seinem 
Eigentum untersucht. Da es sich hierbei um topografisch stark bewegtes Gelände handelt 
und für ein landwirtschaftliches Anwesen einigermaßen ebene Flächen erforderlich sind, 
um die erforderlichen Gebäude errichten zu können, ist die Bergkuppe die einzige geeigne-
te Fläche für die Errichtung des Anwesens. Allerdings wurde hier eine Stelle genutzt, die 
auf der Anhöhe in einer leichten Senke liegt und sich somit die Gebäude etwas in dieser 
Senke verstecken können, was durch entsprechende Eingrünungsmaßnahmen dann noch 
weiter unterstützt wird. Der Standort wurde im Hinblick auf das Landschaftsbild mit der Un-
teren Naturschutzbehörde vor Ort abgestimmt. Die Beschreibung zu den Alternativen wird 
im Umweltbericht noch redaktionell ergänzt. Damit wird der Eingriff in das Landschaftsbild 
minimiert.  
 
Sachbericht: 
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Prüfung und Abwägung: 
 
Die Bedenken zur Anbindung zur Ortslage werden ebenfalls zurückgewiesen. Es soll pri-
mär die Anbindung in Richtung Kläranlage Höringen genutzt werden. Es soll auch die ver-
kehrliche Anbindung entsprechend ausgebaut werden, um eine sichere Zufahrt zu erhalten. 
Die Zufahrt in Richtung Gehrweiler soll lediglich als Alternative genutzt werden können und 
ist, wie bislang auch, lediglich für landwirtschaftlichen Verkehr nutzbar. Dies wurde vertrag-
lich zwischen Investor und Gemeinde geregelt. Die Verträge werden dem Satzungs-
exemplar beigefügt. 
 
Das Vorranggebiet "Regionaler Biotopverbund" wird durch den Ökohof nicht beeinträchtigt. 
Hier ist ein größerer Bereich ausgewiesen, der durch den angestrebten Ökohof nur unwe-
sentlich beeinträchtigt wird. Allerdings wird durch die geplante Beweidung der Flächen 
durch Rinder eine Offenhaltung der Landschaft bewirkt, was das Entwicklungsziel des Re-
gionalplanes mit unterstützen wird. Pflegemaßnahmen auf den Weideflächen dienen dem 
Schutz der Weidetiere. 
 
Auch die Bedenken, dass der Begriff Öko hier auf das äußerste strapaziert wird, wird zu-
rückgewiesen. Es ist eine ökologische Nutzung angestrebt, die autark sowohl auf regenera-
tive Energien bei der Energieversorgung zurückgreift als auch bei Trinkwasser und Abwas-
ser auf alternative Ver- und Entsorgungsmöglichkeiten zurückgreift. Damit wird die Umwelt 
geschont und Fleisch in einer ökologischen Art und Weise hergestellt, die einer natürlichen 
Tierhaltung entspricht. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
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Gemeinderatsbeschluss 
 
Der Gemeinderat Gehrweiler hat nach reiflicher Prüfung alle Stellungnahmen und Hinweise 
sowie Anregungen sach- und fachgerecht gegeneinander abgewogen. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
Ja-Stimmen: ..................... 
Nein-Stimmen: ..................... 
Stimmenthaltungen: ..................... 
 
 
Gehrweiler, den .................................... 
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